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Landesglücksspielgesetz (LGlüG) 
vom 20. November 2012 (GBl. S. 604) 

 
Der Landtag hat am 15. November 2012 das folgende Gesetz beschlossen: 
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Abschnit t  1:  

Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Ziele des Gesetzes 

Zur Ausführung des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages (Erster GlüÄndStV, ratifiziert durch das Ge-
setz zu dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag und zu dem Staatsvertrag über die Gründung der GKL 
Gemeinsame Klassenlotterie der Länder vom 26. Juni 2012, GBl. S. 385) und um die darin genannten Ziele 
zu erreichen sowie den Bereich des Glücksspiels insgesamt konsistent und kohärent zu regeln, werden die 
nachfolgenden Regelungen für das Land Baden-Württemberg getroffen. 

 
§ 2 

Erlaubnis 

(1) Die Veranstaltung und Vermittlung öffentlicher Glücksspiele sowie der Betrieb von Spielbanken und Spielhal-
len bedarf der Erlaubnis nach Artikel 1 § 4 Absatz 1 Erster GlüÄndStV. Veranstalter im Sinne der nachfolgenden 
Bestimmungen sind auch Betreiber von Spielbanken. Erlaubnisse, die nicht ländereinheitlichen Verfahren nach 
Artikel 1 § 9 a Absatz 2 Erster GlüÄndStV unterliegen, können nach Maßgabe der Bestimmungen des Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrages und dieses Gesetzes nur erteilt werden, wenn 

1. Artikel 1 § 4 Absatz 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV in Verbindung mit Artikel 1 §§ 1 und 4 Absatz 2 Satz 2 
Erster GlüÄndStV nicht entgegensteht, 

2. die Einhaltung  

a) der Jugendschutzanforderungen nach Artikel 1 § 4 Absatz 3 Erster GlüÄndStV, 

b) des Internetverbots in Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster GlüÄndStV vorbehaltlich Absatz 2, 

c) der Werbebeschränkungen nach Artikel 1 § 5 Erster GlüÄndStV, 

d) der Anforderungen an das Sozialkonzept nach Artikel 1 § 6 Erster GlüÄndStV und 

e) der Anforderungen an die Aufklärung über Suchtrisiken nach Artikel 1 § 7 Erster GlüÄndStV 

sichergestellt ist, 

3. der Veranstalter, der Vermittler oder der Betreiber einer Spielhalle zuverlässig ist, insbesondere die Ge- 
währ dafür bietet, dass die Veranstaltung oder die Vermittlung ordnungsgemäß und für die Spielteilnehmer 
sowie für die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar durchgeführt wird, 

4. bei Veranstaltern nach Artikel 1 § 10 Absatz 2 Erster GlüÄndStV und Spielbanken die Teilnahme am 
Sperrsystem nach Artikel 1 §§ 8 und 23 Erster GlüÄndStV sichergestellt ist, 

5. die Mitwirkung am Sperrsystem bei Vermittlern nach Artikel 1 § 8 Absatz 6 und § 23 Erster GlüÄndStV und 
bei Betreibern von Spielhallen nach § 45 sichergestellt ist und 

6. der Ausschluss gesperrter Spieler nach Artikel 1 § 20 Absatz 2 Satz 1, § 21 Absatz 5 Satz 1 und § 22 Ab-
satz 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV sowie § 43 Absatz 1 sichergestellt ist. 

Für ländereinheitliche Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a Absatz 2 Erster GlüÄndStV sind die für diese im Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrag aufgestellten Voraussetzungen maßgebend. Die Nachweise sind von der 
Antrag stellenden Person durch Vorlage geeigneter Darstellungen, Konzepte und Bescheinigungen zu führen; 
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die Erlaubnisbehörde ist ohne derartige Unterlagen nicht zu eigenen Ermittlungen verpflichtet. Soweit Nach-
weise nicht in deutscher Sprache vorgelegt werden können, sind diese auf Kosten der den Antrag stellenden 
Person in beglaubigter Kopie und beglaubigter deutscher Übersetzung vorzulegen. Darstellungen und Konzepte 
sind, soweit  erforderlich, vor Antragstellung zu entwickeln und zusammen mit eingeholten Bescheinigungen mit 
dem Antrag vorzulegen. Sind die Voraussetzungen des Satzes 3 erfüllt, ist im Rahmen der Ermessensausübung 
nach Artikel 1 § 4 Absatz 2 Satz 3 Erster GlüÄndStV den Zielen des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV Rechnung 
zu tragen. 

(2) Abweichend von Artikel 1 § 4 Absatz 4 Erster GlüÄndStV kann zur besseren Erreichung der Ziele des 
Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV der Eigenvertrieb und die Vermittlung von Lotterien sowie die Veranstaltung und 
Vermittlung von Sportwetten im Internet erlaubt werden, wenn die Beachtung der in Absatz 1 sowie der in Artikel 
1 § 4 Absatz 5 Erster GlüÄndStV genannten Voraussetzungen sichergestellt ist. 

(3) Die Erlaubnis für das Vermitteln öffentlicher Glücksspiele setzt eine Erlaubnis für die Veranstaltung dieser 
Glücksspiele durch die zuständige Behörde des Landes voraus. Eine Erlaubnis im ländereinheitlichen Verfahren 
nach Artikel 1 § 9 a Erster GlüÄndStV steht der Erlaubnis durch die zuständige Behörde des Landes gleich. 

(4) Die Erlaubnis ist schriftlich zu erteilen. Sie kann mit Auflagen, Bedingungen, dem Vorbehalt der nach-
träglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage und dem Vorbehalt des Widerrufs versehen 
werden. 

(5) In der Erlaubnis sind neben den nach Artikel 1 § 9 Absatz 4 Erster GlüÄndStV zu treffenden Regelungen ins-
besondere festzulegen 

1. der  Veranstalter, der Vermittler oder der Betreiber einer Spielhalle einschließlich eingeschalteter dritter 
Personen, 

2. das Glücksspiel, das veranstaltet oder vermittelt wird, 

3. die Form des Vertriebs oder der Vermittlung, 

4. Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Veranstaltung, 

5. bei Lotterieveranstaltungen der Spielplan und 

6. bei Vermittlungen der Veranstalter des zu vermitteln- den Glücksspiels. 

In der  Erlaubnis können Vorgaben zu Einsatzgrenzen und zum Ausschluss gesperrter Spieler getroffen werden, 
die über Artikel 1 § 4 Absatz 5 Nummer 2, §§ 20 bis 22 Erster GlüÄndStV hinausgehen. 

(6) Die Teilnahmebedingungen für Veranstaltungen von 

Glücksspielen, die nicht im ländereinheitlichen Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a Erster GlüÄndStV erlaubt wer- 
den, bedürfen der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Insbesondere sind in den Teilnahmebedingungen Be-
stimmungen zu treffen über 

1. die Voraussetzungen, unter  denen ein Spiel- oder Wettvertrag zustande kommt, 

2. die Gewinnpläne und Ausschüttungen, 

3. die Bekanntmachung der Gewinnzahlen oder Ergebnisse der Sportwetten, 

4. die Frist, innerhalb derer ein Gewinnanspruch geltend gemacht werden kann, 

5. die Verwendung der Gewinne, auf die ein Anspruch nicht fristgerecht geltend gemacht worden ist oder die 
nicht zugestellt werden können, und 

6. die Auszahlung der Gewinne. 

Der Veranstalter oder Vermittler muss vor Vertragsabschluss auf seine Teilnahmebedingungen hinweisen oder 
sie deutlich sichtbar aushängen und dem Spieler in zumutbarer Weise die Möglichkeit verschaffen, von dem In-
halt Kenntnis zu nehmen. Die amtlich erlaubten Teilnahmebedingungen von Glücksspielen im Sinne des § 9 Ab-
satz 2 sind durch die zuständige Behörde öffentlich bekannt zu machen. 

(7) Die Erlaubnis kann nicht auf einen anderen übertragen oder einem anderen zur Ausübung überlassen 
werden. 
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(8) Die Erlaubnisinhaber sind verpflichtet, jede Änderung der für die Erlaubniserteilung maßgeblichen Tatsachen 
der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen. 

 

§ 3 
Aufgaben der Aufsicht 

(1) Die nach diesem Gesetz zuständigen Behörden über- wachen die Erfüllung der durch den Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrag oder auf Grundlage des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages 
begründeten öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen; dazu gehören auch die durch dieses Gesetz oder auf der 
Grundlage dieses Gesetzes begründeten Verpflichtungen. Die Glücksspielaufsichtsbehörden (§ 47 Absatz 1) 
unterstützen die nach Artikel 1 § 9 a Absatz 1 bis 3 oder § 19 Absatz 2 Erster GlüÄndStV zuständigen 
Glücksspielaufsichtsbehörden, das Glücksspielkollegium (Artikel 1 § 9 a Absatz 5 Satz 1 Erster GlüÄndStV) und 
die Gemeinsame Geschäftsstelle  (Artikel 1 § 9 a  Absatz  7  Satz  1  Erster GlüÄndStV) bei der Erfüllung ihrer 
jeweiligen Aufgaben. 

(2) Die zuständige Behörde sowie im Falle des § 47 Absatz  2 die zuständige Ortspolizeibehörde sind  befugt, 
zum Zwecke der Überwachung Grundstücke und Geschäftsräume der eine Erlaubnis innehabenden Person 
während der üblichen Geschäftszeiten zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, sich die 
geschäftlichen  Unterlagen  vorlegen  zu  lassen  und  in diese Einsicht zu nehmen. Zur Verhütung dringender 
Ge- fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung können die Grundstücke und Geschäftsräume tagsüber 
auch außerhalb der in Satz 1 genannten Zeit sowie tagsüber auch dann betreten werden, wenn sie zugleich 
Wohnzwecken der betroffenen Person dienen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der Betroffene kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder 
einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

(4) Absatz 2 findet auch Anwendung, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine 
erlaubnispflichtige oder untersagte Veranstaltung oder Vermittlung ausgeübt wird. Die Veranstaltung und die 
Vermittlung unerlaubten Glücksspiels sowie die Werbung hierfür sollen untersagt werden. 

 

§ 4 
Spielersperre 

(1) Spielbanken und Veranstalter von Sportwetten und Lotterien mit besonderem Gefährdungspotential sperren 
Personen, die dies beantragen (Selbstsperre) oder von denen sie aufgrund der Wahrnehmung ihres Personals 
oder aufgrund von Meldungen Dritter wissen oder aufgrund sonstiger tatsächlicher Anhaltspunkte annehmen 
müssen, dass sie spielsuchtgefährdet oder überschuldet sind, ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nachkom-
men oder Spieleinsätze riskieren, die in keinem Verhältnis zu ihrem Einkommen oder Vermögen stehen 
(Fremdsperre). 

(2) Ergeben sich für die mit der Durchführung des Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Per-
son, die Spielbanken oder die Veranstalter von Sportwetten hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass bei einem 
Spieler oder einer Spielerin die Voraussetzungen für eine Spielsuchtgefährdung oder eine Überschuldung vor-
liegen oder die spielende Person ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommt oder Spieleinsätze riskiert, 
die in keinem Verhältnis zu ihrem Einkommen oder Vermögen stehen, ist diese unverzüglich anzuhören. Kon-
kretisieren sich diese Bedenken, ist unverzüglich durch geeignete Maßnahmen zu überprüfen, ob die Person zu 
sperren ist. Bis zum Abschluss der Überprüfung kann die Person vom Spielbetrieb ausgeschlossen werden. 

(3) Vermittler von öffentlichen Glücksspielen übermitteln unverzüglich die bei ihnen eingereichten Anträge auf 
Selbstsperren an die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte 
juristische Person, die die betroffene Person unverzüglich sperrt. 

(4) Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die Stelle, die eine Person gesperrt hat, teilt dieser ihre Sperrung un-
verzüglich schriftlich mit. Eine Aufhebung der Sperre ist frühestens nach einem Jahr und nur auf schriftlichen 
Antrag der betroffenen Person möglich. Über diesen entscheidet der Veranstalter, der die Sperre verfügt hat, in 
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Fällen des Absatzes 3 die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels beauftragte juristische Person 
nach § 9 Absatz 4. 

 

§ 5 
Sperrdatei 

(1) Bis zur Inbetriebnahme der zentral geführten Sperrdatei (Artikel 1 § 23 Absatz 1 Erster GlüÄndStV) wird 
zum Schutz der gesperrten Spielerinnen und Spieler und zur wirksamen Überprüfung der verhängten Sperren in 
Baden-Württemberg eine zentrale Sperrdatei errichtet, in der alle Spielersperren nach § 4 zu speichern sind 
(Sperrdatei des Landes). Die Sperrdatei wird bei der mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach 
§ 9 Absatz 4 beauftragten juristischen Person eingerichtet und von dieser geführt. Artikel 1 § 23 Erster 
GlüÄndStV gilt entsprechend. 

(2) Bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt sind die Spielbanken verpflichtet, Spielersperren unverzüglich 
nach ihrer Verhängung an die die Sperrdatei des Landes führende Stelle zur Eintragung in die Sperrdatei zu 
übermitteln. Diese speichert die übermittelten Daten sowie die von ihr verhängten Spielersperren unver-
züglich in der Sperrdatei. Werden Spielersperren geändert oder auf- gehoben, gelten die Sätze 1 und 2 ent-
sprechend. Sperren sind zu löschen, wenn die Gründe, die zu ihrer Eintragung geführt haben, nicht mehr ge-
geben sind. 

(3) Die die Sperrdatei führende Stelle speichert in der Sperrdatei des Landes auch Spielersperren nach 
Artikel 1 §§ 8 und 23 Erster GlüÄndStV, die ihr von den Veranstaltern anderer vertragsschließender Länder 
zur Eintragung in die Sperrdatei übermittelt werden. Die Speicherung ist unverzüglich nach der Übermittlung 
vorzunehmen. Absatz 2 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend. Eine Übermittlung eigener Daten für Sperrdateien 
anderer Länder ist an die die Sperrdatei führenden Stellen zu- lässig, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist und 
der Schutz der Spieler dies erfordert. 

(4) Die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person 
sowie ihre Annahmestellen dürfen im Einzelfall die in der Sperrdatei des Landes gespeicherten Daten nutzen, 
soweit dies zur Kontrolle von Spielersperren erforderlich ist. Den Spielbanken und den sonstigen Stellen, die 
Spielverbote zu überwachen haben, und Veranstaltern der anderen vertragsschließenden Länder dürfen die ge-
speicherten Daten auf Anfrage im Einzelfall übermittelt werden, soweit die Übermittlung für die Kontrolle der 
Spielersperre erforderlich ist. Eine Übermittlung der gespeicherten Daten an Spielbanken außerhalb des Landes 
ist zulässig, wenn zusätzlich Gegenseitigkeit gewährleistet ist. 

(5) Die Datennutzung und die Datenübermittlung können auch durch ein automatisiertes Abrufverfahren er-
folgen. Die die Sperrdatei des Landes führende Stelle hat über die Abrufe Aufzeichnungen zu fertigen, die die 
bei der Durchführung der Abrufe verwendeten Daten, den Tag und die Uhrzeit der Abrufe, die abrufende Stelle 
und die abrufende Person sowie die abgerufenen Daten enthalten müssen. Die protokollierten Daten dürfen nur 
für Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 
Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verwendet werden. Die Protokolldaten sind durch geeignete Vor-
kehrungen gegen zweckfremde Verwendung und gegen sonstigen Missbrauch zu schützen und nach sechs 
Monaten zu löschen. Die Verantwortung für die Zulässigkeit des Abrufs trägt die abrufende Stelle. 

(6) Auf Antrag erhält eine Person Auskunft über 

1. die zu ihrer Person in der Sperrdatei des Landes gespeicherten Daten, 

2. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Verarbeitung ihrer Daten, 

3. die Empfänger, an die Daten weitergegeben werden, 

4. die Dauer der Speicherung und 

5. die Notwendigkeit eines Antrags, falls eine Löschung der Daten gewünscht wird. 

Der Auskunftsanspruch richtet sich gegen die die Sperrdatei führende Stelle. 

(7) Die die Sperrdatei führende Stelle ist verpflichtet, auf Verlangen der zuständigen Behörde die in der Sperr-
datei des Landes gespeicherten Daten anonymisiert für Zwecke der Glücksspielforschung zur Verfügung zu 
stellen. 
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(8) Dokumente, die zur Sperrung geführt haben, dürfen unbeschadet von Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 3 Erster 
GlüÄndStV auch von den in Artikel 1 § 8 Absatz 2 Erster GlüÄndStV Genannten gespeichert werden. 

(9) Die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person 
kann von den sonstigen Stellen im Sinne des Absatzes 4 

Satz 2 zur Deckung der Kosten, die durch den Anschluss dieser Stellen an die Sperrdatei und durch den Betrieb 
für diese entstehen, eine Gebühr erheben. Das Nähere regelt die mit der Durchführung des staatlichen Glücks-
spiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte juristische Person in einer Gebührenordnung, die der Genehmigung durch 
die nach § 47 Absatz 1 zuständige Behörde bedarf. 

 

§ 6 
Mitwirkung am übergreifenden Sperrsystem 

(1) Übernimmt die nach Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 1 Erster GlüÄndStV zuständige Behörde die Führung der 
zentralen Sperrdatei, übermittelt die für die Führung der Sperrdatei des Landes zuständige juristische Person 
dieser die bei ihr gespeicherten Daten. Die Daten in der Sperrdatei des Landes sind mit Ausnahme der für 
die Aufhebung der Sperre nach Artikel 1 § 8 Absatz 5 Erster GlüÄndStV benötigten Daten zu löschen, wenn der 
Ab- gleich der zentralen Sperrdatei durch die Annahmestellen oder bei der Entgegennahme von Internetspiel-
aufträgen über die Sperrdatei des Landes nicht mehr erfolgt. Im Übrigen gilt Artikel 1 § 23 Erster GlüÄndStV 
entsprechend. 

(2) Der mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragten juristischen Person 
obliegt nach Inbetriebnahme der zentralen Sperrdatei nach Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 1 Erster GlüÄndStV 
die Aufgabe, Personen zu sperren, deren Daten ihr gemäß Artikel 1 § 8 Absatz 6 Satz 2 Erster GlüÄndStV 
von Vermittlern öffentlicher Glücksspiele übermittelt worden sind. § 5 Absatz 9 gilt entsprechend. 

 
§ 7 

Sozialkonzept 

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person nach § 2 ist verpflichtet, die Spielerinnen und Spieler zu verant-
wortungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von Spielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck hat 
sie für jede Erlaubnis nach § 2 ein Sozialkonzept nach dem aktuellen Stand der suchtwissenschaftlichen 
Forschung zu entwickeln und laufend zu aktualisieren. In diesem ist darzulegen, welche Maßnahmen zur Ver-
hinderung problematischen und pathologischen Glücksspieles ergriffen werden, wie betroffene Spielerinnen und 
Spieler in das Hilfesystem vermittelt werden und wie die Einhaltung überwacht und mit Verstößen umgegangen 
wird. Die Verfasser nebst ihrer fachlichen Qualifikation sowie die für die Umsetzung des Sozialkonzepts verant-
wortlichen Personen sind namentlich zu benennen. Die Vorgaben des Anhangs zum Ersten Glücksspiel-
änderungsstaatsvertrag sind zu beachten. 

(2) Außer bei ländereinheitlichen Verfahren und in Fällen des Artikels 1 § 19 Absatz 2 Erster GlüÄndStV ist die 
die Erlaubnis nach § 2 innehabende Person verpflichtet, die in Kontakt zu den Spielerinnen und Spielern 
tätigen Personen sowie deren Vorgesetzte, im Falle des Gewinnsparens jedoch nur die für die Umsetzung des 
Sozialkonzepts in der jeweiligen Bank verantwortlichen Personen, auf eigene Kosten unmittelbar durch eine in 
der Suchthilfe in Baden-Württemberg tätige Einrichtung schulen zu lassen. Die Schulungsdauer richtet sich nach 
dem Gefährdungspotential des jeweiligen Glücksspielangebots und umfasst mindestens acht Stunden. Sie ver-
mittelt rechtliche Grundlagen zu Jugend- und Spielerschutz, suchtmedizinische Grundlagen zum Erkennen von 
Ursachen und zu Verlauf und Folgen problematischen und pathologischen Glücksspiels sowie Wissen zu den 
Hilfe- angeboten für Betroffene und Angehörige in Baden- Württemberg. In der Schulung sind insbesondere 
auch Handlungskompetenzen zur Früherkennung, Ansprache und Weitervermittlung in das Hilfesystem zu 
trainieren. Die geschulten Personen sind spätestens nach drei Jahren erneut zu schulen. 

(3) Die die Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 Satz 3 inne- habende Person berichtet vor Ablauf der ersten drei 
Monate eines Jahres gegenüber der zuständigen Behörde über die im Vorjahr getroffenen Maßnahmen zur Um-
setzung des Sozialkonzepts einschließlich der Zahl der Sperrmaßnahmen und erbringt Nachweise zu den ge-
schulten Personen. 

(4) Die die Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 Satz 3 innehabende Person ist verpflichtet, in ihrer Spielstätte oder in 
ihrer Verkaufsstelle Informationsmaterialien der örtlichen Beratungsstellen auf eigene Kosten gut sichtbar vorzu-



Seite 7 

Baden-Württemberg 

halten. Sie informiert alle Spielerinnen und Spieler in geeigneter Weise, welche Ansprechpersonen im Spiel-
betrieb zur Verfügung stehen. Mit Ausnahme der Annahmestellen nach § 13 sowie im Falle des Gewinnsparens 
sind wissenschaftlich anerkannte Selbsttests zum Erkennen problematischen und pathologischen Glücksspiels 
sowie Anträge auf Selbstsperren gut sichtbar vorzuhalten. 

 
§ 8 

Kreditverbot 

Der Veranstalter, Vermittler oder Betreiber einer Spiel- halle darf zum Zwecke der Spielteilnahme keinen Kredit 
gewähren oder durch Beauftragte gewähren lassen. Er darf auch nicht zulassen, dass in seinem Unternehmen 
Dritte solche Kredite gewerbsmäßig gewähren. 

 
Abschnit t  2:  

Staatliches Glücksspiel 

 
§ 9 

Öffentliche Aufgabe 

(1) Zur Erreichung der Ziele des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages gewährleistet das Land Baden- 
Württemberg die Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebots als ordnungsrechtliche Aufgabe. 

(2) Zur Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebots (Artikel 1 § 10 Absatz 1 Erster GlüÄndStV) ver-
anstaltet das Land folgende Glücksspiele: 

1. Zahlenlotterien, 

2. Losbrieflotterien und 

3. Sportwetten, es sei denn, gemäß Artikel 1 § 10 a Erster GlüÄndStV wird Artikel 1 § 10 Absatz 6 Erster 
GlüÄndStV nicht angewandt. 

Abweichend von Satz 1 veranstaltet die Anstalt des öffentlichen  Rechts  »GKL  Gemeinsame Klassenlotterie 
der Länder« auf der Grundlage des Staatsvertrages über die Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie 
der Länder (GKL-StV, ratifiziert durch das Gesetz zu dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag und zu 
dem Staatsvertrag über die Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder vom 26. Juni  2012,  
GBl. S. 385) Klassenlotterien  und  damit  verbundene Angebote. Sie nimmt die öffentliche Aufgabe nach 
Artikel 1 § 10 Absatz 1 Erster GlüÄndStV in Bezug auf Klassenlotterien und ähnliche Spielangebote 
(Glücksspiele) wahr. 

(3) Das Land kann Zusatzlotterien und -ausspielungen veranstalten. 

(4) Das Land kann eine juristische Person des privaten Rechts, an der das Land unmittelbar oder mittelbar maß-
geblich beteiligt ist, mit der Durchführung der durch das Land veranstalteten Glücksspiele beauftragen. Es kann 
die Aufgabe nach Absatz 1 auch durch eine von allen Vertragsländern gemeinsam geführte öffentliche An-
stalt erfüllen lassen. Ebenso ist auf Grundlage eines Verwaltungsabkommens eine gemeinschaftliche Auf-
gabenerfüllung mit anderen Ländern oder eine Aufgabenerfüllung durch die Unternehmung eines anderen 
Landes möglich, das die Voraussetzungen des Artikels 1 § 10 Absatz 2 Satz 1 Erster GlüÄndStV erfüllt. Klassen-
lotterien dürfen nur von einer von allen Vertragsländern gemeinsam getragenen Anstalt des öffentlichen Rechts 
veranstaltet werden. 

(5) Der Staatsvertrag über die Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder bleibt unberührt. 

(6) Das Land nimmt die wissenschaftliche Forschung zur Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch 
Glücksspiele, die Suchtprävention und -hilfe sowie die Glücksspielaufsicht als öffentliche Aufgabe wahr. Es 
stellt hierfür einen angemessenen Anteil aus den Reiner- trägen der Glücksspiele im Sinne des Absatzes 2 
Satz 1 zur Verfügung. 

 
§ 10 

Erlaubnis für die Veranstaltung staatlichen Glücksspiels 
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(1) Liegen die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummern 1 bis 4 und 6 vor, darf eine Erlaubnis für 
das Veranstalten von Glücksspielen im Sinne des § 9 Absatz 2 erteilt werden, wenn 

1. das  Glücksspiel  für  die  Sicherstellung  eines  aus- reichenden Glücksspielangebots erforderlich ist, 

2. bei der Einführung neuer Glücksspielangebote oder der Einführung neuer oder der erheblichen Er-
weiterung bestehender Vertriebswege für diese den Anforderungen des Artikels 1 § 9 Absatz 5 Erster 
GlüÄndStV genügt ist und 

3. ein Vertriebskonzept vorgelegt wird, das auch die in § 13 Absatz 1 vorgesehene Begrenzung der Annahme
- stellen zum Inhalt hat. 

(2) Die Erlaubnis über die Veranstaltung eines staatlichen Glücksspiels ist durch die zuständige Behörde öffent-
lich bekannt zu machen. Im Falle ländereinheitlicher Erlaubnisse nach Artikel 1 § 9 a Erster GlüÄndStV hat die 
in § 47 Absatz 1 genannte Behörde die Erlaubnis der zuständigen Behörde bekannt zu machen, wenn durch 
diese eine Bekanntmachung nicht erfolgt. 

 
§ 11 

Gewinnausschüttung 

Bei Glücksspielen im Sinne des § 9 Absatz 2, die nicht im ländereinheitlichen Verfahren gemäß Artikel 1 § 9 a 
Erster GlüÄndStV erlaubt werden, sind nach Maßgabe der amtlich erlaubten Teilnahmebedingungen als Gewinn 
an die Spielteilnehmer zur Ausschüttung zur Verfügung zu stellen: 

1. bei Zahlenlotterien mindestens 45 Prozent nach dem theoretischen Gewinnplan, 

2. bei Sportwetten im Jahresmittel mindestens 50 Prozent und 

3. bei Losbrieflotterien mindestens 40 Prozent der Spieleinsätze. 

Bei Zusatzlotterien oder -ausspielungen hat der Gewinnplan mindestens ein Drittel der Spieleinsätze zur Aus-
schüttung vorzusehen. Bearbeitungsgebühren und sonstige Kostenbeiträge der Spielteilnehmer sind nicht Be-
standteil der Spieleinsätze. 

 
§ 12 

Reinerträge 

(1) Die Reinerträge aus den Glücksspielen, die das Land gemäß § 9 Absatz 2 Satz 1 veranstaltet, stehen dem 
Land zu. Reinerträge sind die von den Spieleinsätzen nach Abzug der Gewinnausschüttungen an die Spielteil-
nehmer, der auf die Spielteilnahme entfallenden Steuern und der Kosten der Durchführung verbleibenden Be-
träge. 

(2) Aus den Reinerträgen der Glücksspiele, die das Land gemäß § 9 Absatz 2 veranstaltet, wird ein gemein-
samer Wettmittelfonds gebildet. 

(3) Die Dotierung des Fonds erfolgt nach Maßgabe des jeweiligen Staatshaushaltsplans. Die Mittel des Fonds 
sind nach näherer Bestimmung durch den jeweiligen Staatshaushaltsplan für die Förderung von Kultur und 
Sport sowie für soziale Zwecke, insbesondere für Maß- nahmen der Suchtprävention und -hilfe, zu verwenden. 
Soweit die Reinerträge die nach Satz 2 zweckgebunden zu verwendenden Mittel übersteigen, werden sie zur all
- gemeinen Deckung des Haushalts verwandt. 

 

§ 13 
Annahmestellen 

(1) Die Zahl der Annahmestellen der mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 be-
auftragten juristischen Person wird auf 3.300 begrenzt. Bis zum 30. Juni 2013 ist die bestehende Anzahl der An-
nahmestellen auf diese Zahl zurückzuführen. 

(2) Die flächenmäßige Verteilung der Annahmestellen ist an den Zielen des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV aus- 
zurichten. Die nähere Ausgestaltung ist vom Veranstalter oder der mit der Durchführung der Glücksspiele beauf-
tragten juristischen Person in einem Konzept festzulegen. Das Konzept hat sich insbesondere an der räum-
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lichen Bevölkerungsstruktur zu orientieren. Das Vertriebskonzept ist Voraussetzung für die Erteilung einer Er-
laubnis nach § 10 Absatz 1. 

(3) Der Betrieb einer Annahmestelle bedarf der Erlaubnis durch die zuständige Behörde. Der Antrag darf nur 
durch die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragten juristischen Person 
gestellt werden. Der Betrieb darf nur erlaubt werden, wenn 

1. der  Betreiber die für die Abwicklung des Spielgeschäfts und des Zahlungsverkehrs erforderliche persön-
liche Zuverlässigkeit besitzt, 

2. § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummern 1, 2 Buchstaben a bis c und e sowie die Nummern 5 und 6 erfüllt sind, 

3.  der Betreiber sich nicht zugleich auch als gewerblicher Spielvermittler betätigt, 

4. die Annahmestelle nicht in einem Gebäudekomplex, in dem sich eine Spielbank oder eine Pferdewett-
vermittlungsstelle befindet, in einer Spielhalle, auf einer Pferderennbahn oder in Räumlichkeiten einer 
Gaststätte, in denen alkoholische Getränke ausgeschenkt werden, so- wie in sonstigen Räumlichkeiten 
einer Gaststätte, in denen Geldspielgeräte aufgestellt werden, betrieben werden soll, 

5. die Annahmestelle nicht dem Konzept nach Absatz 2 zur Begrenzung der Anzahl der Annahmestellen zu-
widerläuft und insbesondere nicht in Räumlichkeiten betrieben wird, die nach ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung und Einteilung dem Ziel entgegenstehen, nur ein begrenztes Glücksspielangebot zuzulassen, 
und 

6. keine  Tatsachen  die  Annahme  rechtfertigen,  dass durch die Erlaubnis aus anderen Gründen die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden könnte. 

(4) Eine Annahmestelle darf nur in solche Glücksspiele vermitteln, die nach diesem Gesetz erlaubt sind. Eine 
Vermittlung in Sportwetten ist nur zulässig, wenn es sich um solche des Veranstalters nach Artikel 1 § 10 Absatz 
2 Erster GlüÄndStV handelt. Während der Experimentierphase des Artikels 1 § 10 a Absatz 1 Erster 
GlüÄndStV und nach Ablauf der in Artikel 1 § 29 Absatz 1 Erster GlüÄndStV genannten Frist ist dies jedoch 
nur zulässig, wenn die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels nach § 9 Absatz 4 beauftragte 
juristische Person entweder selbst oder eine Gesellschaft, an der sie beteiligt ist, Konzessionsnehmer im 
Sinne des Artikels 1 § 10 a Absatz 2 Erster GlüÄndStV ist. 

 

… 

 

Abschnit t  6:   

Spielbanken 

§ 27 
Zulassung von Spielbanken 

(1) Eine Spielbank darf mit einer Erlaubnis in den Städten Baden-Baden und Konstanz sowie in Stuttgart be-
trieben werden. Über die Zulassung weiterer Spielbanken sowie Zweigstellen zu bestehenden Spielbanken ent-
scheidet die Landesregierung mit Zustimmung des Landtags durch Rechtsverordnung, wenn dies zur besseren  
Erreichung der Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV erforderlich ist. 

(2) Die Spielbankerlaubnis wird vorbehaltlich des § 28 Absatz 5 Satz 2 einem Betreiber für den Betrieb aller 
Spielbanken im Land  erteilt. Eine Spielbankerlaubnis darf nur erteilt werden, wenn durch die Errichtung und den 
Betrieb der Spielbanken die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht gefährdet wird und die in § 2 Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen sowie die nachfolgenden Bestimmungen erfüllt sind. 

 
§ 28 

Erlaubnisverfahren 

(1) Die Erlaubnis für den Betrieb der Spielbanken in den in § 27 Absatz 1 genannten Städten wird aufgrund 
einer Ausschreibung erteilt. Die Ausschreibung ist im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg und im Amtsblatt 
der Europäischen Union mit einer angemessenen Frist für die Einreichung von Anträgen öffentlich bekannt zu 
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machen. Anträge, die nicht fristgerecht eingehen oder nicht alle Angaben und Unterlagen nach Absatz 2 ent-
halten, sind ohne weitere Sachprüfung abzulehnen. 

(2) Der Antrag bedarf der Schriftform. Er muss alle Angaben, Nachweise und Unterlagen in deutscher Sprache 
enthalten, die in der Ausschreibung bezeichnet sind. Dazu gehören insbesondere 

1. Nachweise über die Zuverlässigkeit und die fachliche Eignung des Antragstellers und der für die Leitung 
der Spielbank vorgesehenen Personen, 

2. eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen sowie der Kapital- und Stimmrechts-
verhältnisse bei der den Antrag stellenden Person und den mit ihr im Sinne des Aktiengesetzes ver-
bundenen Unternehmen sowie Angaben über Angehörige im Sinne des § 15 der Abgabenordnung unter 
den Beteiligten; Gleiches gilt für Vertreter der Person oder Personengesellschaft oder des Mitglieds eines 
Organs einer juristischen Person; daneben sind der Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen Be-
stimmungen der den Antrag stellenden Person sowie Vereinbarungen, die zwischen an der den Antrag 
stellenden Person unmittelbar oder mittelbar Beteiligten bestehen und sich auf die Veranstaltung von 
Glücksspielen beziehen, vorzulegen; die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse der den Antrag stellenden 
Person sind vollständig offenzulegen; bei Personengesellschaften sind die Identität und die Adressen aller 
Gesellschafter, Anteilseigner oder sonstiger Kapitalgeber, bei juristischen Personen des Privatrechts von 
solchen, die mehr als fünf Prozent des Grundkapitals halten oder mehr als fünf Prozent der Stimm- rechte 
ausüben, sowie generell alle Treuhandverhältnisse anzugeben, 

3. Planunterlagen der Gebäude und Räume, in denen die Spielbanken betrieben werden sollen, sowie Nach-
weise über die bau- und zivilrechtliche Zulässigkeit des Spielbankbetriebs, 

4. eine Darstellung der Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung des Betriebs der Spiel-
banken und der sonstigen öffentlichen Belange unter besonderer Berücksichtigung der Informationstechnik
- und Datensicherheit (Sicherheitskonzept), 

5. eine Darstellung, wie die Transparenz des Betriebs sichergestellt wird und gewährleistet wird, dass eine 
Überwachung jederzeit möglich ist und nicht durch Dritte oder am Betrieb Beteiligte vereitelt werden kann, 

6. eine Darstellung der Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche (Konzept zur Bekämpfung von Geld-
wäsche), 

7. ein Sozialkonzept einschließlich der Maßnahmen zur Sicherstellung des Ausschlusses gesperrter Spieler 
sowie von Personen unter 21 Jahren, 

8. eine Darstellung der Wirtschaftlichkeit des Betriebs der Spielbanken unter Berücksichtigung einer weit- ge-
henden Abschöpfung der Spielerträge für die in § 36 genannten Zwecke (Wirtschaftlichkeitskonzept), 

9. eine Darlegung der rechtmäßigen Herkunft der für die Veranstaltung öffentlicher Glücksspiele erforder-
lichen Mittel, 

10. eine Erklärung zur Erbringung weiterer Leistungen nach § 34 Absatz 2, 

11. ein Marketingkonzept, insbesondere eine Darstellung der beabsichtigten Werbemaßnahmen 
(Werbekonzept), 

12. ein Spielkonzept einschließlich einer Spielordnung, 

13. ein Nachweis der in der Ausschreibung in angemessener Höhe festzusetzenden finanziellen Sicherheits-
leistung (Spielbankreserve), 

14. eine Erklärung der Übernahme der Kosten für die Überprüfung des Sicherheits-, Sozial- und Wirtschaftlich-
keitskonzepts und, soweit erforderlich, sonstiger Unterlagen durch einen von der zuständigen Behörde bei-
gezogenen Sachverständigen oder Wirtschaftsprüfer, 

15. eine Verpflichtungserklärung der den Antrag stellenden Person, weder selbst noch durch verbundene 
Unternehmen unerlaubtes Glücksspiel in Deutschland zu veranstalten oder zu vermitteln, und 

16. eine Erklärung der den Antrag stellenden Person, dass die vorgelegten Unterlagen und Angaben voll- 
ständig sind. 

Insbesondere in den Fällen von Satz 3 Nummern 4 bis 7, 11 und 12 sollen die Konzepte standortübergreifend 
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ausgearbeitet werden. Nachweise und Unterlagen aus einem an- deren Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum stehen 
inländischen Nachweisen und Unterlagen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass damit eine Anforderung der 
in Satz 3 genannten Voraussetzungen erfüllt ist. Die Unterlagen sind auf Kosten der den Antrag stellenden Per-
son in beglaubigter Kopie und beglaubigter deutscher Übersetzung vorzulegen. 

(3) Die zuständige Behörde kann die den Antrag stellende Person unter Fristsetzung zur Ergänzung und zur 
Vorlage weiterer Angaben, Nachweise und Unterlagen in deutscher Sprache auffordern. Sie ist befugt, Erkennt-
nisse der Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder, insbesondere zu den Voraussetzungen nach Ab-
satz 2 Satz 3 Nummer 9, abzufragen. Ist für die Prüfung im Auswahlverfahren ein Sachverhalt bedeutsam, der 
sich auf Vorgänge außerhalb des Geltungsbereichs des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages bezieht, 
so hat die den Antrag stellende Person diesen Sachverhalt aufzuklären und die erforderlichen Beweismittel zu 
beschaffen. Sie hat dabei alle für sie bestehenden rechtlichen und  tatsächlichen  Möglichkeiten  auszu-
schöpfen. Sie kann sich nicht darauf berufen, dass sie Sachverhalte nicht aufklären oder Beweismittel nicht be-
schaffen kann, wenn sie sich nach Lage des Falles bei der Gestaltung ihrer Verhältnisse die Möglichkeit dazu 
hätte beschaffen oder einräumen lassen können. Wird die Frist zur Vorlage ergänzender Angaben, Nachweise 
und Unterlagen nicht eingehalten, bleiben die Angaben, Nachweise und Unterlagen  im  weiteren  Verfahren  
unberücksichtigt, wenn ihre Berücksichtigung die Einleitung oder sachgerechte Durchführung des Erlaubnis-
verfahrens verzögern würde, die den Antrag stellende Person die Verspätung nicht genügend entschuldigt und 
diese über die Folgen einer Fristversäumung belehrt worden ist. Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen 
der zuständigen Behörde glaubhaft zu machen. 

(4) Die im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens Auskunfts- und Vorlagepflichtigen haben jede Änderung der 
maßgeblichen Umstände nach Antragstellung unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen und geplante 
Veränderungen von Beteiligungsverhältnissen oder sonstigen Einflüssen der zuständigen Behörde schriftlich an- 
zuzeigen. 

(5) Die Auswahl unter mehreren geeigneten und zuverlässigen Antragstellern ist danach zu treffen, wer nach 
Beurteilung der zuständigen Behörde am besten geeignet ist, die Ziele des Artikels 1 § 1 Erster GlüÄndStV zu 
er- reichen und insbesondere am besten, 

1. beim Betrieb der Spielbanken die Einhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der sonstigen 
öffentlichen Belange gewährleistet, 

2. weitgehende Informations-, Einwirkungs- und Kontrollbefugnisse der zuständigen Behörden sicherstellt, 

3. seine nachhaltige finanzielle Leistungsfähigkeit nach- weist, 

4. einen wirtschaftlichen  Betrieb der Spielbanken  gewährleistet, 

5. den Spielerschutz gewährleistet und 

6. mit seinem Spielkonzept die Ziele des § 1 umsetzt, ins- besondere mit einer geeigneten Alternative zum 
nicht erlaubten Spiel den Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete und überwachte Bereiche lenkt sowie 
der Entwicklung und Ausbreitung von unerlaubten Glücks- spielen in Schwarzmärkten entgegenwirkt. 

Für den Fall, dass sich kein geeigneter Antragsteller beziehungsweise keine geeignete Antragstellerin finden 
lässt, kann ausnahmsweise unter Beachtung der Voraussetzungen des Absatzes 2 eine Erlaubnis für einen 
einzelnen Standort erteilt werden, wenn andernfalls die Ziele des § 1 nicht erreicht werden können. Hierauf ist in 
der Ausschreibung hinzuweisen. 

(6) Die Erlaubnis ist auf maximal 15 Jahre zu befristen. Eine Verlängerung ist nicht möglich. 

(7) Die Erlaubnis erlischt, wenn der Betrieb der Spielbanken nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der 
Erlaubnis aufgenommen wird, es sei denn, in der Erlaubnis wird ausdrücklich etwas anderes bestimmt. Die Er-
laubnis erlischt ferner, wenn der Betrieb einer Spielbank nachträglich ohne Zustimmung der für die Erlaubnis-
erteilung zuständigen Behörde eingestellt wird. 

 

§ 29 
Betrieb öffentlicher Spielbanken 

(1) Der Aufenthalt in der Spielbank während des Spielbetriebs ist Personen unter 21 Jahren sowie gesperrten 
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Personen nicht gestattet. Personen, die bei der Spielbank oder einem Nebenbetrieb der Spielbank beschäftigt 
sind, müssen volljährig sein. Für Beschäftigte, die unter 21 Jahre sind, sind im Sozialkonzept besondere Maß- 
nahmen vorzusehen. Dieser Personenkreis ist besonders zu beaufsichtigen. 

(2) Die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme am Spiel ist nicht gestattet: 

1. Personen, bei denen dadurch offensichtlich der eigene notwendige Unterhalt oder die Erfüllung von Unter-
haltspflichten gefährdet würde, 

2. Personen, die mit der Leitung der Spielbank beauftragt sind, sowie Gesellschaftern und Mitgliedern von 
Organen der Spielbank, 

3. Personen, die bei der Spielbank oder einem Nebenbetrieb der Spielbank beschäftigt sind, oder 

4. Personen, die mit der Aufsicht über die Spielbank oder mit der Festsetzung und Erhebung der Spielbank-
abgabe oder der weiteren Leistungen beauftragt sind. 

(3) An folgenden Tagen ist die Spielbank geschlossen zu halten: 

1. Karfreitag, 

2. Allerheiligen, 

3. Allgemeiner Buß- und Bettag, 

4. Totensonntag, 

5. Volkstrauertag, 

6. Heiligabend und Erster Weihnachtsfeiertag. 

Aus besonderem Anlass kann die Aufsichtsbehörde an- ordnen, dass die Spielbank an bestimmten weiteren Ta- 
gen geschlossen bleibt. 

(4) In einer Spielbank muss auf geeignete Weise sicher- gestellt werden, dass in den Spielbereichen die aktuelle 
Uhrzeit ersichtlich ist. 

 

§ 30 
Spielordnung, Besucherverzeichnis 

(1) Für Zwecke der Suchtprävention, die Überprüfung der Spielberechtigung und für die in § 32 Absatz 1 ge-
nannten Zwecke dürfen folgende Daten von den Besuchern der Spielbank anhand eines Ausweises erhoben 
werden: 

1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen, 

2. Geburtsdatum, Geburtsort, 

3. Anschrift, 

4. Ausweisart und -nummer sowie ausstellende Behörde, 

5. Nationalität, 

6. Datum, Grund und Dauer einer von der Spielbank aus- gesprochenen Störersperre sowie meldende 
Organisationseinheit und 

7. Lichtbild. 

Diese Daten sowie etwaige Aliasnamen oder verwendete Falschnamen, das Datum und die Uhrzeit des Be-
suchs dürfen in einem Besucherverzeichnis gespeichert und für die in Satz 1 genannten Zwecke genutzt wer- 
den. § 32 Absatz 4 Satz 2 gilt für die Übermittlung der Daten entsprechend. Das Lichtbild ist am Ende des Spiel-
tages des Besuchs zu löschen, sofern die die Spielbank besuchende Person ausdrücklich einer längeren 
Speicherung ihres Lichtbildes widersprochen hat. Sämtliche Daten sind spätestens ein Jahr nach dem letzten 
Besuch der Spielbank zu löschen, soweit sie nicht aufgrund anderer Rechtsvorschriften länger gespeichert 
werden dürfen. 
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(2) Die die Erlaubnis innehabende Person erlässt zur Regelung des Spielbetriebs der Spielbank eine Spiel-
ordnung. In ihr ist insbesondere zu bestimmen, 

1. nach welchen Regeln gespielt wird, insbesondere wie und in welcher Höhe die Spieleinsätze zu erbringen 
sind und wie die Gewinne festgestellt und ausgezahlt werden, 

2. zu welchen Zeiten und für welche Spiele die Spielbank täglich geöffnet ist. 

In dieser ist weiterhin darzulegen, welche Auskünfte und personenbezogene Daten sowie welche Nachweise 
von Besuchern der Spielbank zur Überprüfung ihrer Spielberechtigung verlangt und welche Angaben in das Be-
sucherverzeichnis aufgenommen werden. Auf die Möglichkeit, der Speicherung des Lichtbildes über den Spiel-
tag des Besuches hinaus zu widersprechen, ist hin- zuweisen. Dieser Hinweis ist in der Spielordnung besonders 
hervorzuheben. Die Spielordnung und alle sonstigen den Spielbetrieb regelnden Bestimmungen sind im Ein-
gangsbereich der Spielbank und in den Spielsälen deutlich sichtbar auszuhängen. Die Spielordnung bedarf der 
vorherigen Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

 

§ 31 
Spielbankenaufsicht 

(1) Zur Sicherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie um sonstige öffentliche Belange zu ge-
währleisten und sicherzustellen, dass dieses Gesetz, die in der Erlaubnis verfügten Nebenbestimmungen sowie 
die Spielordnung eingehalten werden, der Spielbetrieb ordnungsgemäß durchgeführt wird und die Auszahlung 
der Spielgewinne jederzeit gewährleistet ist, kann die zuständige Behörde alle erforderlichen Anordnungen und 
sonstige Maßnahmen treffen. Sie ist insbesondere berechtigt, während der üblichen Geschäfts- und Betriebs-
zeiten der Spielbank 

1. den gesamten Betrieb der Spielbank zu überwachen und zu überprüfen und sich hierbei auch Dritter zu 
bedienen, 

2. alle dem Betrieb der Spielbank dienenden Räume zu betreten, Prüfungen und Besichtigungen vorzu-
nehmen und die geschäftlichen Unterlagen der Spielbank einzusehen und 

3. durch Beauftragte an Sitzungen und Besprechungen entscheidungsbefugter Gremien des Erlaubnis-
inhabers beziehungsweise der Erlaubnisinhaberin teilzunehmen. 

(2) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde innerhalb von sechs Monaten 
nach Ende eines jeden Geschäftsjahres einen von einem Wirtschaftsprüfer geprüften Jahresabschluss nebst 
Lagebericht und den Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers vorzulegen. Die Kosten hierfür trägt die die Er-
laubnis innehabende Person. 

 

§ 32 
Videoüberwachung 

(1) Die Spielbank muss zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Spielablaufs, zum Schutz vor Manipulationen, 
zur Verhinderung, Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Be-
deutung, zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit sowie zur Finanz- und Abgabenkontrolle Video-
überwachung durchführen und zu diesem Zweck personenbezogene Daten erheben und speichern. 

(2) Folgende Bereiche sind mit Videokameras zu über- wachen: 

1. sämtliche Zugänge der Spielbank, 

2. der Empfangsbereich der Spielbank (Foyer, Garderobe und Rezeption), 

3. Spielbereiche (Spielsäle, Spieltische, Automaten und Kassen) sowie 

4. interne Sicherheitsbereiche, Abrechnungs- und Kassenräume. 

(3) Auf die Videoüberwachung und die verantwortliche Stelle ist vor Betreten des videoüberwachten Bereichs 
der Spielbank für jeden erkennbar hinzuweisen. 

(4) Die Nutzung der nach Absatz 1 gespeicherten Daten ist zulässig, soweit sie zum Erreichen des verfolgten 
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Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen 
der Betroffenen beeinträchtigt werden. Die Daten dürfen übermittelt werden 

1. dem Regierungspräsidium Karlsruhe und dem Innenministerium, soweit dies zur Wahrnehmung der Spiel-
bankaufsicht erforderlich ist, 

2. dem zuständigen Finanzamt, der zuständigen Oberfinanzdirektion und dem Ministerium für Finanzen und 
Wirtschaft, soweit dies zur Wahrnehmung der Finanz- und Abgabenkontrolle oder der Verfolgung von 
Straftaten erforderlich ist, 

3. der Polizei und der Staatsanwaltschaft, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
oder zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten erforderlich 
ist. 

(5) Werden die gespeicherten Daten einer bestimmten Person zugeordnet, dann ist diese über die Tatsache der 
Speicherung zu benachrichtigen, es sei denn, die Benachrichtigung des Betroffenen würde einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern oder die Benachrichtigung würde die ordnungsgemäße Erfüllung von Aufgaben der 
Gefahrenabwehr oder von Aufgaben der Finanzverwaltung im Anwendungsbereich der Abgabenordnung zur 
Überwachung und Prüfung oder die Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten gefährden. 

(6) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten und etwaige sich auf die Videoüberwachung beziehenden Unter-
lagen sind unverzüglich, spätestens jedoch acht Tage nach der Erhebung zu löschen, soweit sie nicht zur Ver-
folgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten benötigt werden oder im Ein-
zelfall festgestellt wird, dass die Daten noch für einen in Absatz 1 genannten anderen Zweck benötigt werden. 
Im letzteren Fall ist die Begründung schriftlich zu dokumentieren. 

(7) Das Konzept für die Videoüberwachung ist vor seiner Umsetzung von dem betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten der Spielbank zu überprüfen und durch die Spielbank als verantwortliche Stelle freizugeben; soweit 
die Spielbank nicht bereits nach Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes zur Bestellung eines betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten verpflichtet ist, hat sie zu diesem Zweck eine Bestellung vorzunehmen. Der be-
triebliche Datenschutzbeauftragte prüft insbesondere, ob bei der vorgesehenen Videoüberwachung die nötigen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen getroffen worden sind und ob den schutzwürdigen Interessen 
der Betroffenen Rechnung getragen wird. Ihm sind die Namen der zugriffsberechtigten Personen mitzuteilen. 

(8) Der erstmalige Einsatz der Videoüberwachung in einem Bereich und Veränderungen sind der zuständigen 
Aufsichtsbehörde schriftlich anzuzeigen unter Angabe 

1. des Bereichs, der überwacht werden soll, 

2. des damit verfolgten Ziels, 

3. des Verantwortlichen sowie 

4. wie lange die Aufnahmen gespeichert werden sollen. 

 
§ 33 

Spielbankabgabe 

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflichtet, an das Land eine Spielbankabgabe zu entrichten. Die 
Spielbankabgabe beträgt bei einem Brutto-Spielertrag im Kalenderjahr von bis zu 25 Millionen Euro 30 Prozent 
und für den 25 Millionen Euro im Kalenderjahr übersteigenden Brutto-Spielertrag 35 Prozent des Brutto-
Spielertrags. 

(2) Die Spielbankabgabe kann in den ersten drei Betriebsjahren einer Spielbank um jeweils bis zu 10 Prozent 
der Abgabenbeträge nach Absatz 1 ermäßigt werden. Bei der Entscheidung ist die zu erwartende Kostenbe-
lastung für die die Erlaubnis innehabende Person insbesondere durch nachzuweisende Investitionen in die 
Spielbank angemessen zu berücksichtigen. Satz 1 findet keine Anwendung bei der Erteilung einer Erlaubnis für 
den Betrieb einer bestehenden Spielbank oder bei einem Wechsel der Gebäude oder Räume, in denen die 
Spielbank betrieben werden darf. 

(3) Bei einer Spielbank, deren wirtschaftliche Situation oder Entwicklung nachhaltig beeinträchtigt ist, können die 
in Absatz 1 genannten Abgabensätze unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange und der Belange der die 
Erlaubnis innehabenden Person um bis zu 10 Prozent des Brutto-Spielertrags ermäßigt werden. Maßstab für die 
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Ermäßigung ist eine auf gesicherter betriebswirtschaftlicher Grundlage beruhende Prognose über die voraus-
sichtliche wirtschaftliche Entwicklung der Spielbank. Negative wirtschaftliche Entwicklungen, die auf Ent-
scheidungen der Spielbank beziehungsweise der die Erlaubnis innehabenden Person zurückzuführen sind, 
rechtfertigen keine Ermäßigung nach Satz 1. Unter Berücksichtigung des ordnungsrechtlichen Abschöpfungs-
gedankens muss der die Erlaubnis innehabenden Person ein nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit aus-
reichender Unternehmergewinn verbleiben. 

(4) Über die Höhe der Ermäßigung der Abgabenbeträge nach Absatz 2 Satz 1 und der Abgabensätze nach Ab-
satz 3 Satz 1 entscheidet das Finanz- und Wirtschaftsministerium im Benehmen mit dem Innenministerium. 

(5) Die tarifliche Spielbankabgabe nach den Absätzen 1 bis 3 ermäßigt sich um die nach dem Umsatzsteuer-
gesetz geschuldete und entrichtete Umsatzsteuer aufgrund von Umsätzen, die durch den Betrieb der Spielbank 
bedingt sind. Die insoweit entrichtete Umsatzsteuer wird auf die nach diesem Gesetz zu entrichtende Spielbank-
abgabe solange angerechnet, bis sie vollständig verrechnet ist. Entsprechende Umsatzsteuererstattungen 
führen zu einer Erhöhung der Spielbankabgabe. 

(6) Brutto-Spielertrag ist der Betrag 

1. um den die täglichen Spieleinsätze die den Spielern nach den Spielregeln zustehenden Gewinne über-
steigen, wenn die Spielbank ein Spielrisiko trägt, oder 

2. der der Spielbank zufließt, wenn sie kein Spielrisiko trägt. 

(7) Nicht abgeholte Einsätze und Gewinne sowie Beträge, die nach dem Ende der Einsatzmöglichkeit gesetzt, 
vom Spieler nicht zurückgenommen werden und der Spielbank verbleiben, sind dem Brutto-Spielertrag zuzu-
rechnen. 

(8) Falsche Spielmarken, falsche Geldscheine, falsche Münzen sowie Spielmarken anderer Spielbanken 
mindern den Brutto-Spielertrag nicht und sind mit dem Wert zu berücksichtigen, mit dem sie am Spiel teilgenom-
men haben. Münzen und Geldscheine anderer Währungen sind mit dem Kurswert dem Brutto-Spielertrag zuzu-
rechnen. 

(9) Spielverluste eines Spieltages dürfen auf Brutto- Spielerträge der folgenden 14 Tage angerechnet werden. 

 

§ 34 
Weitere Leistungen 

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflichtet, neben der Spielbankabgabe nach § 33 an das Land 
weitere Leistungen zu entrichten. 

(2) Die weiteren Leistungen umfassen 

1. 15 Prozent des Brutto-Spielertrags (§ 33 Absätze 6 bis 9) und 

2. eine Gewinnabgabe von 95 Prozent der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3. 

(3) Bemessungsgrundlage für die Gewinnabgabe ist das nach dem Handelsgesetzbuch zu ermittelnde Jahreser-
gebnis (Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag) der die Erlaubnis innehabenden Person, das um folgende Be-
träge zu korrigieren ist: 

1. Erhöhung um Aufwendungen im Zusammenhang mit der Überlassung von Kapital (insbesondere Zinsen, 
Bearbeitungsgebühren, Aufwendungen aus der Inanspruchnahme von Sicherheiten oder Bürgschaften, 
Darlehensverluste); dies gilt nicht, wenn die zugrunde liegenden Vereinbarungen mit einem Kreditinstitut 
getroffen wurden, das oder dessen Hauptanteilseigner nicht Gesellschafter der die Erlaubnis innehaben-
den Person ist, 

2. Erhöhung um Aufwendungen für Tätigkeiten  im Dienst der Gesellschaft oder im Zusammenhang mit der 
Überlassung von Wirtschaftsgütern, Nutzungen oder Leistungen, soweit diese oder die zugrunde liegen-
den Vereinbarungen nicht verkehrsüblich sind, sowie 

3. Minderung um 5 Prozent der Summe aus Kapital und Rücklagen, soweit diese Kapitalanteile zur Aufrecht-
erhaltung des notwendigen Spielbetriebs erforderlich sind. 
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§ 35 
Zuwendungen, Tronc 

(1) Die in einer Spielbank als Spieltechniker beziehungsweise Spieltechnikerin oder als Kassierer beziehungs-
weise Kassiererin beschäftigten Personen dürfen von den die Spielbank besuchenden Personen keine Ge-
schenke, Trinkgelder oder ähnliche Zuwendungen annehmen, die ihnen mit Rücksicht auf ihre berufliche Tätig-
keit gemacht werden. Zuwendungen im Sinne des Satzes 1 sind nur zulässig, wenn sie den dafür aufgestellten 
Behältern zugeführt werden (Tronc). 

(2) Der Tronc ist von der die Erlaubnis innehabenden Person treuhänderisch zu verwalten und nach Maßgabe 
der arbeitsrechtlichen oder tarifvertraglichen Vereinbarungen zu verwenden. 

 

§ 36 
Verwendung der Erträge 

Mindestens 50 Prozent, maximal 100 Prozent der Erträge aus der Spielbankabgabe (§ 33), den weiteren 
Leistungen (§ 34) und den dem Land zufließenden Gewinnausschüttungen der die Erlaubnis innehabenden Per-
son sind nach näherer Bestimmung durch den jeweiligen Staatshaushaltsplan für folgende Zwecke zu ver-
wenden: 

1. Ausgaben  zugunsten  staatlicher  Heilbäder  und  zur Erfüllung der Rechtsverpflichtungen gegenüber der 
Stadt Baden-Baden aufgrund der Neustrukturierung der Bäder- und Kurverwaltung Baden-Baden, 

2. Förderung des Fremdenverkehrs, 

3. Ausgaben zugunsten staatlicher Kulturdenkmale und für Maßnahmen der Kulturförderung, 

4. Finanzierung eines Infrastrukturfonds, 

5. Förderung sonstiger gemeinnütziger Zwecke. 

Die Belange der Sitzgemeinden sind innerhalb dieser Verwendungszwecke  angemessen  zu  berücksichtigen. 
Die restlichen Erträge sind nach Maßgabe des jeweiligen Staatshaushaltsplanes zu verwenden. 

 

§ 37 
Abgabenrechtliche Pflichten, Fälligkeit der Abgaben 

(1) Die die Erlaubnis innehabende Person ist verpflichtet, unmittelbar nach Ende des Spielgeschehens den Brut-
to-Spielertrag oder den Spielverlust des Spieltages festzustellen und hierüber Aufzeichnungen zu fertigen. Der 
Brutto-Spielertrag beziehungsweise Spielverlust ist nach einzelnen Tischen und einzelnen Geräten getrennt zu 
ermitteln und aufzuzeichnen. Ist beim Automatenspiel eine tägliche gerätebezogene Ermittlung und Aufzeich-
nung des Brutto-Spielertrags im Verhältnis zum Sicherheitsgewinn zu aufwändig, kann mit Zustimmung des 
nach § 38 Absatz 1 zuständigen Finanzamts eine andere angemessene Verfahrensweise zugelassen werden. 

(2) Die die Erlaubnis innehabende Person hat spätestens am zehnten Tag des Kalendermonats für den voran- 
gegangenen Kalendermonat die Spielbankabgabe nach § 33 und die weiteren Leistungen nach § 34 Absatz 2 
Nummer 1 selbst zu berechnen und Anmeldungen nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. Ist 
dieser Tag ein Samstag, ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag, tritt an seine Stelle der nächste Werktag. 
Die Abgaben werden an dem Tag fällig, an dem die Anmeldefrist endet. 

(3) Die die Erlaubnis innehabende Person hat für jeden Kalendermonat eine anteilige Vorauszahlung auf die 
Gewinnabgabe nach § 34 Absatz 2 Nummer 2 zu entrichten, die sie für das laufende Geschäftsjahr voraussicht-
lich schulden wird. Sie hat dem Finanzamt spätestens am zehnten Tag des Kalendermonats für den voran-
gegangenen Kalendermonat eine Voranmeldung nach amtlichem Vordruck abzugeben, in der sie die Voraus-
zahlung auf die Gewinnabgabe selbst zu berechnen hat. Die Vorauszahlung wird an dem Tag fällig, an dem die 
Voranmeldungsfrist endet. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die die Erlaubnis innehabende Person hat bis zum 30. Juni des Folgejahres eine Steuererklärung über die 
Gewinnabgabe nach § 34 Absatz 2 Nummer 2 des abgelaufenen Jahres abzugeben, in der sie die zu ent-
richtende Steuer selbst zu berechnen hat (Steueranmeldung). Weicht die Steuer von der Summe der Voran-
meldungen ab, so ist der Unterschiedsbetrag zugunsten des Finanzamtes einen Monat nach Eingang der 
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Steueranmeldung fällig. Setzt das Finanzamt die Steuer abweichend von der Steueranmeldung für das 
Kalenderjahr fest, so ist der Unterschiedsbetrag zugunsten des Finanzamtes einen Monat nach der Bekannt-
gabe des Steuerbescheides fällig. Die Fälligkeit rückständiger Vorauszahlungen nach Absatz 3 bleibt von den 
Sätzen 2 und 3 unberührt. 

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 abzugebenden Anmeldungen sind von einer Person, die zur Vertretung der 
die Erlaubnis innehabenden Person berechtigt ist, eigenhändig zu unterschreiben. Sie gelten als Steueran-
meldungen im Sinne des § 167 der Abgabenordnung. 

 

§ 38 
Abgabenrechtliche Verfahrensvorschriften 

(1) Die Spielbankabgabe und die weiteren Leistungen werden durch das Finanzamt verwaltet, in dessen Bezirk 
sich die Geschäftsleitung des Erlaubnisinhabers beziehungsweise der Erlaubnisinhaberin befindet; § 17 Absatz 
2 des Finanzverwaltungsgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Auf die Spielbankabgabe und die weiteren Leistungen finden, soweit sich aus diesem Gesetz nichts Ab- 
weichendes ergibt, die Vorschriften der Abgabenordnung sinngemäß Anwendung. Der Spielbetrieb sowie die 
Ermittlung des Brutto-Spielertrags werden durch die Finanzämter in entsprechender Anwendung der §§ 210 und 
211 der Abgabenordnung am Spielort laufend überwacht. Die Finanzämter können sich hierbei auch Dritter be-
dienen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt. 

 
§ 39 

Landesrechtliche Steuerbefreiung 

Unbeschadet der in § 6 Absatz 1 der Verordnung über öffentliche Spielbanken vom 27. Juli 1938 (RGBl.  I S. 
955) in der jeweiligen Fassung geregelten Befreiung von Bundessteuern ist die die Erlaubnis innehabende Per-
son für den Betrieb der Spielbank auch von der Zahlung derjenigen Steuern befreit, die der Gesetzgebung des 
Landes unterliegen und im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Betrieb der Spielbank stehen. Satz 1 gilt 
auch für örtliche Verbrauchs- und Aufwandsteuern, die von den Gemeinden aufgrund von § 9 Absatz 4 des 
Kommunalabgabengesetzes erhoben werden können. 

… 

Abschnit t  8:  

Sonstige Vorschriften 

§ 47 
Zuständigkeiten 

… 

(4) Zuständig für die Erteilung von Spielbankerlaubnissen ist das Innenministerium. Dem Regierungspräsidium 
Karlsruhe obliegt die Aufgabe der staatlichen Aufsicht über die Spielbanken. 

… 
 

Abschnit t  9:  

Schlussvorschriften 
 

§ 52 
Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

Folgende Rechtsvorschriften treten außer Kraft: 

… 

2. das Spielbankengesetz in der Fassung vom 9. Oktober 2001 (GBl. S. 571, ber. S. 706) und 
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… 

§ 53 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft, soweit im Satz 2 beziehungsweise in den Ab-
sätzen 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist. Die Verpflichtung zum Abgleich mit der zentralen Sperrdatei bei Spiel
- hallen nach § 43 Absatz 1 Satz 2 gilt ab dem 1. Juli 2013. 

(2) §§ 33 bis 35 und §§ 37 bis 39 sind auf alle noch nicht bestandskräftigen Steuerfestsetzungen anzuwenden, 
soweit in Absatz 3 nichts anderes bestimmt ist. 

(3) § 33 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 8 sowie § 34 sind erst für Besteuerungszeiträume ab dem 1. des Folge-
monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuwenden. 

 

 

 

 

 

 

 
 
Hinweis: Die Inhalte dieser Webseite(n) werden mit größtmöglicher Sorgfalt recherchiert und in das Gesamtangebot der ISA-
guide implementiert. Obwohl sie regelmäßig gepflegt werden kann es vorkommen, dass Abhandlungen bzw. aufbereitete 
Rechtsvorschriften nicht (mehr) dem neuesten Stand entsprechen. Dies gilt insbesondere für Rechtsvorschriften des Aus-
landes. Sollten Sie dies einmal feststellen ist die Redaktion für entsprechende Hinweise dankbar. Trotz sorgfältiger Prüfung 
kann eine Haftung für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität des Angebots, insbesondere für eventuelle Schäden oder 
Konsequenzen, die durch die direkte oder indirekte Nutzung der Inhalte entstehen, nicht übernommen werden. Alle Rechts-
vorschriften stammen aus frei zugänglichen Quellen – in der Regel handelt es sich um redaktionell aufgearbeitete Texte amt-
licher Verkündungsblätter; rechtsverbindlich ist der im amtlichen Mitteilungsblatt des jeweiligen Bundeslandes oder Staates 
veröffentlichte Text, dessen Fundstelle regelmäßig bezeichnet wird. 
 
Alle angebotenen Inhalte in Wort und Bild dienen ausschließlich der persönlichen Information, ihre Verwendung bei Behörden 
und Gerichten zu dienstlichen Zwecken sowie die Nutzung zu Ausbildungs-, Wissenschafts- und Forschungszwecken ist unter 
Angabe der Quelle ausdrücklich erwünscht. Für nichtgewerbliche Zwecke sind Vervielfältigung und unentgeltliche Verbreitung, 
auch auszugsweise, mit Quellenangabe gestattet. Die Verbreitung, auch auszugsweise, über elektronische Systeme/Daten-
träger bedarf der vorherigen Zustimmung. 
 

 

Baden-Württemberg 


